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(Nr. 10897). Geſetz, betreffend die Koppelfiſcherei im Regierungsbezirke Caſſel. Vom 
19. Mai 1908. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
für den Regierungsbezirk Caſſel, was folgt: 8 


A. Roppelfiſcherei. 


91. 

Koppelfiſcherei im Sinne dieſes Geſetzes iſt ſowohl die Ausübung mehrerer 
Fiſchereiberechtigungen an derſelben Gewäſſerſtrecke, als auch die Ausübung einer 
mehreren Perſonen an derſelben Gewäſſerſtrecke gemeinſchaftlich zuſtehenden 
Fiſchereiberechtigung. 

§2. 


Die Teilnehmungsrechte von Koppelfiſchereiberechtigten können von der 
Auseinanderſetzungsbehörde im Falle des Bedürfniſſes auf ein beſtimmtes, dem 
rechtmäßigen Beſitzſtand entſprechendes Maß feſtgeſetzt und bezüglich der Aus⸗ 
übung des Betriebs näher geregelt werden. Dabei ſind namentlich die örtlichen 
Grenzen der Berechtigung, die Zahl der zur Ausübung der Koppelfiſcherei be- 
rechtigten Perſonen, die zuläſſigen Fangarten ſowie die Zahl und Beſchaffenheit 
der Fanggeräte, die Fangzeiten und bei etwaiger Beſchränkung der Berechtigung 
auf gewiſſe Fiſchgattungen auch die letzteren näher zu beſtimmen. Fiſchereipoli⸗ 
zeiliche Vorſchriften werden durch eine derartige Regelung nicht berührt. 


a 
Einigen die Beteiligten ſich in dieſem Verfahren darüber, daß die ihnen 
zuſtehende Koppelfiſcherei, und zwar im ganzen künftig durch 5 beſonders 
Geſetzſammlung 1908. (Nr. 1089710899.) i 
Ausgegeben zu Berlin den 12. Juni 1908. 


ee 


angeftellten Fiſcher oder durch Verpachtung genutzt werden ſoll, ſo hat die Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörde eine ſolche Regelung, deren Ausführung der Landrat zu 
überwachen und nötigenfalls zu erzwingen hat, zu beurkunden. d 
Die Dauer der Pachtverträge darf in der Regel nicht unter ſechs Jahren 
beſtimmt werden. Ausnahmen von dieſer Beſtimmung können unter beſonderen 
Umſtänden von dem Landrate zugelaſſen werden. Die Trennung des Koppel⸗ 
fiſchereibezirkes in einzelne Pachtbezirke bedarf der Genehmigung des Landrats, 
der darauf zu ſehen hat, daß einer unwirtſchaftlichen Zerſtückelung der Fiſcherei 
vorgebeugt wird. Der Landrat iſt befugt, zu beſtimmen, welche Zahl der zu⸗ 
läſſigen Fanggeräte in jedem Pachtbezirke nicht überſchritten werden darf. 


9 4. 


Erfolgt keine Einigung der Beteiligten über die Nutzung durch einen be⸗ 
ſonders angeſtellten Fiſcher oder durch Verpachtung, fo kann, wenn ſolches nach 
dem Ermeſſen der Auseinanderſetzungsbehörde im Intereſſe einer pfleglichen 
Nutzung der Fiſcherei erforderlich iſt, für jeden einzelnen Berechtigten nach Ana⸗ 
logie der Gemeinheitsteilung ein beſtimmtes Revier gebildet werden. Geſchieht 
dies, ſo finden wegen der Ausübung der Fiſcherei die Vorſchriften der SS 8 ff. 
dieſes Geſetzes Anwendung. 


6. 

Das Verfahren vor der Auseinanderſetzungsbehörde erfolgt auf Antrag 
eines oder mehrerer Beteiligten, welche an der Regelung der Koppelfiſcherei ein 
privatrechtliches Intereſſe haben, oder im 6 entlichen Intereſſe auf Antrag des 
Landrats desjenigen Kreiſes, welchem die der Koppelfiſcherei unterliegende Gewäſſer⸗ 
ſtrecke ganz oder teilweiſe angehört. 

Für diejenigen Koppelfiſchereien, deren Gebiet ausſchließlich im Gemeinde⸗ 
bezirk einer oder mehrerer Städte belegen iſt, tritt an die Stelle des Landrats 
der Magiſtrat. 


§ 6. 

Hinſichtlich der Behörden und des Verfahrens ſowie des Koſtenweſens 
kommen die in dem Regierungsbezirke Caſſel für Gemeinheitsteilungen geltenden 
Vorſchriften zur Anwendung. 

Erfolgt die Regelung der Koppelfiſcherei auf den Antrag des nach § 5 
zuſtändigen Landrats oder Magiſtrats, oder wird deren Antrag zurückgewieſen, 
ſo bleiben die entſtandenen Koſten außer Anſatz. 


§ 7. 


Koppelfiſchereiberechtigungen können in Zukunft weder durch Vertrag, noch 
durch Erſitzung begründet werden. f i = 
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B. Fiſchereibezirke. 
§8. 


Aus den den Berechtigten gemäß § 4 zugewieſenen Revieren können Fiſcherei⸗ 
bezirke gebildet werden. Die Fiſchereibezirke ſind entweder ſelbſtändige oder gemein⸗ 
ſchaftliche. Über ihre Bildung, Abänderung und Aufhebung beſchließt der 
Kreisausſchuß. 

§ 9. 


Umfaßt ein Revier eine Gewäſſerſtrecke von mindeſtens fünfhundert Meter, 
ſo kann daraus ein ſelbſtändiger Fiſchereibezirk gebildet werden. Auf Antrag des 
Berechtigten muß dies geſchehen. 

Der Kreisausſchuß kann auch aus einem, eine kürzere Strecke umfaſſenden 
Revier einen ſelbſtändigen Fiſchereibezirk bilden, wenn er es im fiſchereiwirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſe für zuläſſig erachtet. 


§ 10. 

Grenzt an einen ſelbſtändigen Fiſchereibezirk ein Revier, das weder einen 
ſelbſtändigen Fiſchereibezirk noch einen Teil eines gemeinſchaftlichen Fiſcherei⸗ 
bezirkes ($ 11) bildet, jo iſt der Berechtigte verpflichtet, die Fiſcherei in dem Reviere 
dem Inhaber des ſelbſtändigen Fiſchereibezirkes auf deſſen Antrag gegen eine in 
Ermangelung gütlicher Vereinbarung durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes feſt⸗ 
zuſetzende Entſchädigung zu überlaſſen. 

Gegen den Beſchluß iſt der Antrag auf mündliche Verhandlung im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren binnen zwei Wochen zuläſſig. f 5 


§ 11. 


Reviere, die weder einen ſelbſtändigen Fiſchereibezirk bilden, noch gemäß 
§ 10 einem ſolchen angeſchloſſen ſind, können zu einem gemeinſchaftlichen Fiſcherei⸗ 
bezirke vereinigt werden. Der gemeinſchaftliche Fiſchereibezirk ſoll ſich in der 
Regel auf eine zuſammenhängende Gewäſſerſtrecke von mindeſtens drei Kilometer 
erſtrecken. 

$ 12, 

Die Verwaltung der Angelegenheiten eines gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirkes 
erfolgt durch die Geſamtheit der Berechtigten (Fiſchereiverſammlung). 

Die Aufſicht über die Verwaltung führt der Kreisausſchuß. 5 

Die Fiſchereiverſammlung iſt beſchlußfähig, ſofern der Termin mindeſtens 
eine Woche vorher in denjenigen Gemeinden, zu denen der Fiſchereibezirk gehört, 
ortsüblich bekannt gemacht iſt. Die Gemeindevorſteher haben einem Anſuchen 
des Fiſchereivorſtehers ($ 14) um Bekanntmachung zu entſprechen. 

Die Beſchlüſſe der Erſchienenen ſind für die Ausgebliebenen bindend. 
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Berechtigte, die außerhalb der im Abſ. 3 bezeichneten Gemeinden wohnen, 
haben zur Entgegennahme von Zuftellungen einen in einer dieſer Gemeinden 
wohnenden Bevollmächtigten zu beſtellen und dem Fiſchereivorſteher namhaft 
u machen. ö s 
| Jeder Berechtigte kann ſich durch einen von ihm mit ſchriftlicher Vollmacht 
verſehenen anderen Berechtigten in der Fiſchereiverſammlung vertreten laſſen. 

Kein Bevollmächtigter kann mehr als ein Drittel aller Stimmen führen. 


Seller 

Die Fiſchereiverſammlung faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. In 
Ermangelung anderweiter Vereinbarungen ſteht jedem Reviere für eine Gewäſſer⸗ 
ſtrecke bis zu zehn Meter eine Stimme, für jede weiteren zehn Meter je 
eine Stimme mehr zu, überſchießende Bruchteile werden nicht mitgerechnet. Kein 
Beteiligter kann mehr als ein Drittel aller Stimmen auf ſich vereinigen. 

Das Stimmverhältnis wird durch den Fiſchereivorſteher feſtgeſtellt und in 
den im § 12 Abſ. 3 bezeichneten Gemeinden ortsüblich bekannt gemacht. Gegen 
die Feſtſetzung des Stimmverhältniſſes findet innerhalb zwei Wochen die Klage 


9 14. 


Die Berufung und Leitung der Fiſchereiverſammlung, die Vorbereitung 
und Ausführung ihrer Beſchlüſſe, die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung 
des Fiſchereibezirkes ſowie die Vertretung der Berechtigten in einem Verfahren 
auf Ablöſung einer Fiſchereiberechtigung liegen dem Fiſchereivorſteher ob. 

Der Landrat, in Städten der Bürgermeiſter, iſt befugt, in der Fiſcherei⸗ 
verſammlung den Vorſitz, jedoch ohne Stimmrecht, zu übernehmen, ingleichen 
die Einberufung einer ſolchen Verſammlung anzuordnen. Zuſtändig iſt derjenige, 
in deſſen Amtsbezirke die größte Strecke des Fiſchereibezirkes liegt. 

Der Fiſchereivorſteher wird erſtmalig aus der Zahl der Berechtigten von 
dem Kreisausſchuß auf drei Jahre ernannt. Demnächſt wird der Vorſteher 
von der Fiſchereiverſammlung mit einfacher Stimmenmehrheit auf ſechs Jahre 
gewählt, kommt eine ſolche Wahl nicht zuſtande, ſo erfolgt die Ernennung des 
Vorſtehers durch den Kreisausſchuß. In. gleicher Weiſe kann für den Fiſcherei— 
vorſteher ein Stellvertreter beſtellt werden. 


Die Einnahmen und Ausgaben werden durch den Fiſchereivorſteher auf 
die beteiligten Reviere und zwar mangels beſonderer Vereinbarung nach Ver⸗ 


von zwei Wochen öffentlich auszulegen. Ort und Beginn der Auslegung ſind 
in den beteiligten Gemeinden ortsüblich bekannt zu machen. 


es 


Auf Beſchwerden und Einfprüche gegen den Verteilungsplan beſchließt der 
Fiſchereivorſteher. Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Kreisausſchuſſe ſtatt. 


ö $ 16. 

Die Fiſcherei in einem gemeinfchaftlichen Fiſchereibezirke darf nur durch 

Verpachtung genutzt oder durch einen angeſtellten Fiſcher ausgeübt werden. 

Das Cleiche gilt für die Fiſcherei in einem ſelbſtändigen Fiſchereibezirke, 
der aus einem Reviere gebildet iſt, das einer juriſtiſchen Perſon, Aktiengeſellſchaft 
oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 
einer eingetragenen Genoſſenſchaft oder Waſſergenoſſenſchaft gehört. 

Über die Art der Ausübung iſt dem Landrat Anzeige zu machen; bis zur 
Anzeige ruht die Fiſcherei. 

Im übrigen finden auf die Ausübung der Fiſcherei in den nach dieſem 
Geſetze gebildeten Fiſchereibezirken die HH 8 und 12 des Fiſchereigeſetzes vom 
30. Mai 1874 Geſetzſamml. S. 197) ſowie Artikel II des Geſetzes, betreffend 
Abänderung des Fiſchereigeſetzes, vom 30. März 1880 GGeſetzzamml. S. 228) 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß als Aufſichtsbehörde der Kreis— 
ausſchuß anzuſehen iſt. 


Sa 


Die nach § 9 Abſ. 2 oder nach den §§ 10 und 11 gebildeten Fiſcherei⸗ 
bezirke können nach Ablauf von drei Jahren aufgehoben oder abgeändert werden, 
wenn der Kreisausſchuß es im fiſchereiwirtſchaftlichen oder landwirtſchaftlichen 
Intereſſe für notwendig erachtet. Vorher muß der Fiſchereivorſteher gehört werden. 


§ 18. 

In Beſchlüſſen, durch welche Fiſchereibezirke gebildet, abgeändert oder auf 
gehoben werden, iſt der Zeitpunkt des Inkrafttretens anzugeben. Sie ſind bei 
ſelbſtändigen Fiſchereibezirken den einzelnen Beteiligten beſonders und bei ge— 
meinſchaftlichen Fiſchereibezirken in den im $ 12 Abſ. 3 bezeichneten Gemeinden 
ortsüblich bekannt zu machen. 

§ 19. 

Der zur Ausübung der Fiſcherei Berechtigte und ſeine Gehilfen dürfen 
fremde Ufergrundſtücke, Wehre und Schleuſen inſoweit betreten, als dies zur 
Ausübung der Fiſcherei erforderlich iſt und nicht in anderen Geſetzen etwas 
anderes beſtimmt iſt. Zum Betreten dauernd vollſtändig eingefriedigter Grundſtücke 
iſt die Genehmigung des Grundſtückseigentümers erforderlich. Die Frage, ob 
ein Grundſtück dauernd vollſtändig eingefriedigt iſt, wird endgültig durch den 
Kreisausſchuß entſchieden. Zur vollſtändigen Einfriedigung gehört die Ein⸗ 
friedigung des Ufers nicht. Für den beim Betreten verübten Schaden haftet 
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der Fiſchereibezirk ($ 11) ſowie der zur Ausübung der Fiſcherei Berechtigte (§ 16 
Abſ. 1), ein jeder aufs Ganze, entſtehendenfalls unter Vorbehalt des Rückgriffs 
auf den Beſchädiger. 

Die Feſtſetzung der Höhe der Entſchädigung erfolgt in Ermangelung 
gütlicher Vereinbarung durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes. Gegen den Beſchluß 
iſt binnen zwei Wochen Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren zuläſſig. 


§ 20. 


Die auf Grund dieſes Geſetzes zu faſſenden Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes 
ergehen auf Antrag eines Beteiligten oder des Landrats. | 


§ 21. 


In Stadtkreiſen tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes in den Fällen der 
§§ 12 und 16 der Magiſtrat, in den übrigen Fällen der Bezirksausſchuß, an 
die Stelle des Landrats in den Fällen der §§ 3, 16 und 20 die Ortspolizeibehörde. 


8 22. 


Iſt ein Fiſchereibezirk in mehreren Kreiſen belegen, ſo kommen die Be⸗ 
ſtimmungen des § 58 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) zur Anwendung, auch wenn die Kreiſe 
verſchiedenen Provinzen angehören. ; 


C. Schlußbeſtimmungen. 


i § 23. 
Unberührt von den Vorſchriften dieſes Geſetzes bleiben: 
1. die Fiſchereien in geſchloſſenen Gewäſſern ($ 4 des Fiſchereigeſetzes vom 
30. Mai 1874 [Geſetzſamml. S. 1970; ö 
2. die mittels ſtändiger Vorrichtungen ausgeübten Fiſchereien ($$ 5, 20 


und 28 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874), ſofern dieſelben vor 
Erlaß des gegenwärtigen Geſetzes beſtanden haben 


3. die Fiſchereien von Genoſſenſchaften ($$ 9 und 10 des Fiſchereigeſetzes 
vom 30. Mai 1874); 


4. die Fiſchereien, welche Beſtandteile eines Familienfideikommiſſes ſind. 
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§ 24. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1908 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Wiesbaden, den 19. Mai 1908. 


(L. S) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. Beſeler. Breitenbach. 
v. Arnim. v. Moltke. Holle. Sydow. 


(Nr. 10898.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Rang⸗ und Titelverhältniſſe der Revier⸗Berg⸗ 
inſpektoren. Vom 19. Mai 1908. 


Auf Ihren Bericht vom 15. Mai d. Js. genehmige Ich, daß die Beſtimmung 
unter Ziffer 1 Meines Exlaſſes vom 5. November 1898, betreffend die Rang⸗ 
und Titelverhältniſſe der höheren Bergbeamten, (Geſetzſamml. S. 333) auch auf 
die Klaſſe der Revier⸗Berginſpektoren Anwendung findet. 


Wiesbaden, den 19. Mai 1908. 


Wilhelm. 
Delbrück. 


An den Miniſter für Handel und Gewerbe. 


a 


(Nr. 10899.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil der Bezirke der Amtsgerichte Herborn, Höchſt a. M. „Rennerod, 
Runkel, Uingen und Wallmerod. Vom 28. Mai 1908, 


Auf Grund der Artikel 15, 40 der Verordnung, betreffend die Anlegung der 
Grundbücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 1899 
Geſetzſamml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von 
Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von 
ſechs Monaten 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Herborn gehörige Gemeinde 


Eiſemroth, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Höchſt a. M. gehörige Gemeinde 

„ Höchſt a. M, i . a 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Rennerod gehörige Gemeinde 
Rennerod, 


für die zum Bezirke des Amtsgerichts Runkel gehörige Gemeinde Langhecke, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Uſingen gehörige Gemeinde Wehrheim, 

für die ausſchließlich im Bezirke des Amtsgerichts Wallmerod belegenen, 
am 1. Januar 1900 vorhandenen Bergwerke und für die zugleich in 
anderen Amtsgerichtsbezirken belegenen Bergwerke Jakobsfund, Carls⸗ 
fund, Eva, Wilhelm V, Lignit III, Lignit X, Lignit XI, Lignit XII, 
Max I, Anna VI, Hullos, Hugo I, Langwieſen, Marie I, Emilie J, 
Friederike, Germania IX, Haertlingen, Spatzenburg, Schoenberg III, 
Gershaſen, Weſterburg, Lothringen II, Paul I, Deutſchland, Lothringen, 
Bismarck I, Moltke, Bertha, Bohnenbitz, Gottes Gnade Arſula, 
Großerwald, Himburg, Conſolidation, Molsberg I Steinbruch, Quelle, 
Welckersacker, Chriſtiansfund 

am 1. Juli 1908 beginnen ſoll. 


Berlin, den 28. Mai 1908. 


Der Juſtizminiſter. 
Beſeler. 
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